
Antrag von Jürgen Sobich

Aktuelle Stunde in der Kreistagssitzung

Ich stelle hiermit den Antrag die Geschäftsordnung des Kreistages Landkreis Darmstadt-Dieburg 
um eine aktuelle Stunde, wie inhaltlich folgt, zu ergänzen.

§ xx Aktuelle Stunde
(1)
1
Pro aktueller Stunde wird die
Gesamtredezeit auf 30 Minuten begrenzt. 
Die Dauer der Aussprache ist auf eine Stunde begrenzt.
2
Liegen mehrere Anträge vor, ist die Gesamtzeit der
Aktuellen Stunde entsprechend aufzuteilen. 
3
Die vom Kreisausschuss in Anspruch genommene Redezeit
bleibt in jedem Falle unberücksichtigt. 
4
Besteht wegen Ausnutzung der Redezeit keine Möglichkeit
mehr, auf Aussagen von Mitgliedern des Kreisausschusses zu erwidern, so hat die
Vorsitzende/der Vorsitzender auf Antrag von mindestens fünf
Kreistagsabgeordneten die Aussprache erneut für 15 Minuten zu eröffnen. 
5
Die mögliche Gesamtdauer
der aktuellen Stunde verlängert sich dann entsprechend.

(3) Die einzelne Rednerin/der einzelne Redner darf nicht länger als drei Minuten sprechen.

(4) Als erste Rednerin/erster Redner erhält eine/r der Kreistagsabgeordneten das Wort, welche die
jeweilige Aussprache begehrt haben.

(5) Anträge zur Sache sind nicht zulässig.

Begründung

Im Jahr 2017 wurden schon zwei Anträge dazu verwendet, eine Resolution zu verabschieden, was 
nicht im Sinne einer Antragstellung ist. Damit wird aber zum Ausdruck gebracht, zu aktuellen 
politischen Entscheidung in der Öffentlichkeit als betroffene Mandatsträger Stellung zu nehmen und
diese zu begründen.
Durch die Einführung des sogenannten Streaming der stattfindenden Kreistagssitzung ist der Bürger
und Wähler im aktuellen Geschehen dabei. Die Redebeiträge sind ihm nun außerhalb der 
schriftlichen Niederschrift und den selektiven Pressenachrichten in Bild und Ton zugänglich. In der 
parlamentarischen Begegnung kann sich der Wähler und Bürger ein umfangreicheres Bild machen. 
Die Aktuelle Stunde unterstützt das Bekanntmachen unserer regionalen Sichten auf unsere 
Aufgaben und Herausforderungen, denen wir uns zu stellen haben.
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